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Verwaltungsgericht Hamburg 

Beschluss 

 

In der Verwaltungsrechtssache  

  
 
 
 
 
  

- Antragsteller - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
 
 
 
  
 
g e g e n 

 

Freie und Hansestadt Hamburg, 
vertreten durch das Bezirksamt Harburg 
-Rechtsamt-,  
 
  

- Antragsgegnerin -  
 
hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 7, am 23. Januar 2026 durch  
 
 
 
 
 
beschlossen: 
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Der Antrag vom 16. Januar 2026 wird abgelehnt.  

Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragsteller.  

Der Streitwert wird auf … Euro festgesetzt. 

 

   

Rechtsmittelbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten und sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an 
das Hamburgische Oberverwaltungsgericht zu. Sie ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Beschlusses beim Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist beim Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, eingeht.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die 
Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, bei dem Hamburgischen 
Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzureichen. Sie muss einen bestimmten 
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern ist oder aufzuheben ist, und 
sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen.  
 
Der Beschwerde sowie allen Schriftsätzen sollen – sofern sie nicht in elektronischer Form eingereicht werden 
–Abschriften für die Beteiligten beigefügt werden.  
 
Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im 
Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 
Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten 
Hochschulen mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der 
weiteren Einzelheiten auf § 67 Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 
 
Hinsichtlich der Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten die Beschwerde an das Hamburgische 
Oberverwaltungsgericht zu. Die Streitwertbeschwerde ist beim Verwaltungsgericht Hamburg, 
Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, einzulegen.  
 
Sie ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft 
erlangt hat, schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen.  
 
Soweit die Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nicht durch das Verwaltungsgericht zugelassen worden 
ist, ist eine Beschwerde gegen die Streitwertfestsetzung nur gegeben, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 300 Euro übersteigt. 
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Gründe 

I. 

Der Antragsteller wendet sich gegen die im Wege der Vollstreckung einer 

Nutzungsuntersagungsverfügung vorgenommene Versiegelung eines von ihm und 

Angehörigen zu Wohnzwecken genutzten, ungenehmigt errichteten Gebäudes. 

Der Antragsteller ist seit … Miteigentümer des Grundstücks … (entsprechend u.a. dem 

Flurstück … der Gemarkung …), auf dem eine Kleingartenanlage mit rund 100 Parzellen 

liegt. Er errichtete auf den Parzellen … und …, an denen ihm durch die 

Gemeinschaftsordnung ein Sondernutzungsrecht eingeräumt ist, ein Wohngebäude mit 

einer Grundfläche von ca. 50m², ohne hierfür eine Baugenehmigung zu beantragen und 

obwohl die Antragsgegnerin zuvor mehrfach mündlich sowie mit Bescheid vom …. April 

2022 (nach Aktenlage gegenüber einem anderen Miteigentümer) die Einstellung der 

Bauarbeiten angeordnet hatte. Der Antragsteller nutzte das Gebäude nach seinen Angaben 

zuletzt mit zweien seiner drei minderjährigen Kinder zu Wohnzwecken. 

Die Antragsgegnerin teilte dem Antragsteller mit Schreiben vom …. Januar 2024 mit, dass 

sie festgestellt habe, dass auf den beiden Parzellen eine bauliche Anlage errichtet worden 

sei, obwohl eine Genehmigung hierfür nicht erteilt worden und das Vorhaben auch nicht 

genehmigungsfähig sei, so dass der Erlass einer Beseitigungsanordnung beabsichtigt sei. 

Mit Bescheid vom …. März 2024 ordnete sie die Beseitigung der baulichen Anlage bis 

zum …. April 2024 an. Nachdem die Antragsgegnerin ihn in diesem Zusammenhang zur 

Zahlung eines Zwangsgelds aufgefordert hatte, machte er mit am …. Juni 2024 

eingegangenem Schreiben geltend, er habe gegen die Beseitigungsanordnung 

Widerspruch eingelegt; hierzu teilte die Antragsgegnerin ihm mit, dass eine solcher 

Widerspruch nicht vorliege. Der Antragsteller behauptete hierzu im Nachgang – gegenüber 

der Antragsgegnerin erstmals mit Anwaltsschreiben vom …. September 2024 –, dass er 

am …. April 2024 ein Widerspruchsschreiben auf der Post-Filiale … aufgegeben habe, das 

an ihn jedoch am …. Juli 2024 mit dem Vermerk zurückgegeben worden sei, dass das 

Schreiben in der Post-Filiale mehrere Monate gelegen habe, weil es zu einem Unfall 

gekommen sei.  

Die Antragsgegnerin forderte den Antragsteller mit Bescheid vom 5. Juni 2025 unter dem 

Betreff „Unzulässige Errichtung und Innutzungsnahme eines massiven Gebäudes auf den 

Parzellen … und …“ (Belegenheit …, Flurstück … der Gemarkung … 

gemäß § 76 Abs. 1 HBauO auf, die Nutzung bis zum 30. Juni 2025 einzustellen und deren 
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Wiederaufnahme auf Dauer zu unterlassen. Insoweit ordnete sie nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 

VwGO die sofortige Vollziehung an und setzte für den Fall der Zuwiderhandlung ein 

Zwangsgeld in Höhe von … Euro fest. 

Hiergegen erhob der Antragsteller mit Schreiben vom …. Juli 2025 Widerspruch und 

beantragte, die Vollziehung auszusetzen. Über den Widerspruch ist noch nicht entschieden; 

letzteren Antrag lehnte die Antragsgegnerin mit Bescheid vom …. Juli 2025 ab. 

Erstmals mit Schreiben vom …. Juli 2025 kündigte die Antragsgegnerin an, die 

Nutzungsuntersagung kurzfristig durch Versiegelung des Wohngebäudes zu vollziehen zu 

beabsichtigen. Mit Schreiben vom …. August 2025 kündigte die Antragsgegnerin eine 

Versiegelung für den …. September 2025 an. 

Den Versuch, das Wohngebäude am …. September 2025 zu versiegeln, brach die 

Antragsgegnerin ab, nachdem sie vor Ort die angebliche Ehefrau des Antragstellers, Frau 

A, und das Kind B antrafen, wobei erstere nach dem Terminsprotokoll angab, dort mit ihren 

Kindern zu leben. Ihr sei bekannt, dass die Nutzung untersagt und die Versiegelung 

angekündigt sei, weil ihr aber der genaue Zeitpunkt unbekannt sei, sei es ihr unzumutbar, 

das Gebäude sofort zu verlassen. Eine andere Unterkunft stehe ihr nicht zur Verfügung. 

Per mündlicher Ankündigung wurde die Versiegelung daraufhin auf den …. September 

2025 verschoben. 

Mit Schreiben vom …. September 2025 forderte die Antragsgegnerin den Antragsteller zur 

Zahlung des Zwangsgelds in Höhe von … Euro auf und setzte für den Fall der fortgesetzten 

Zuwiderhandlung gegen den Nutzungsuntersagungsbescheid ein weiteres Zwangsgeld in 

Höhe von … Euro fest. 

Am 5. September 2025 stellte der Antragsteller einen Antrag auf Wiederherstellung der 

aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs, den die beschließende Kammer mit 

Beschluss vom 10. Oktober 2025 ablehnte (7 E 6836/25). Die hiergegen gerichtete 

Beschwerde zum Hamburgischen Oberverwaltungsgericht wies dieses mit Beschluss vom 

4. Dezember 2025 zurück (2 Bs 150/25). 

Im gerichtlichen Eilverfahren 7 E 6836/25 gab der Antragsteller u.a. an, dass der Familie 

auch eine zuvor bewohnte Dreizimmerwohnung in der X-Straße … zur Verfügung stehe, 

welche aber für die Kinder, auch weil der Sohn B an einer Autismus-Spektrum-Störung leide 

und für die Tochter C der Verdacht einer solchen Störung bestehe, aus gesundheitlichen 
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Gründen wenig geeignet sei. Insbesondere versicherte der Antragsteller am …. September 

2025 zur Vorlage bei dem beschließenden Gericht an Eides statt: 

„In unserem Haus … wohne ich mit meiner Ehefrau A, unseren Töchtern D (geb. 
am …) und C (geb. …) sowie unserem Sohn B (geb …). Unser Sohn B ist Autist und 
deswegen seit … in Behandlung bei einer Kinderärztin. … 
 
 
 

 
 
 

Ich suche schon seit Monaten nach einer neuen Wohnung für uns alle. Trotzdem war 
wegen der sehr schwierigen Wohnungssituation in Hamburg bisher nichts Passendes 
dabei. Eine Wohnungssuche ist mit drei Kindern für eine fünfköpfige Familie ohnehin 
sehr schwer. 

Wir haben zwar noch eine Dreizimmerwohnung an der X-Straße … Hamburg 
Allerdings liegt die Wohnung nicht im Grünen, sondern an einer lauten Hauptstraße 
(…) mit viel Verkehr. C und B tut das nicht gut. Wenn wir [auf den 
streitgegenständlichen Parzellen] sind, wo es ruhig ist und mehr in der Natur, geht es 
den beiden wesentlich besser.“ 

Entsprechendes versicherte Frau A am …. September 2025 an Eides statt. 

Mit Schreiben vom …. Oktober 2025 kündigte die Antragsgegnerin eine Versiegelung des 

Gebäudes für den …. November 2025 an. 

Mit Schreiben vom …. Oktober 2025 machte der Antragsteller u.a. geltend, dass Frau A 

gemeinsam mit dem ältesten Kind in ihrer eigenen Wohnung lebe und nur gelegentlich zur 

Unterstützung der Kinder [an der streitgegenständlichen Belegenheit] aufgehalten, dort 

aber nicht dauerhaft gewohnt habe. 

Am …. Oktober 2025 wurde die streitgegenständliche Parzelle … für die Kinder des 

Antragstellers, B und C, unter Angabe des Einzugsdatums …. Juli 2025 als alleinige 

Wohnung zum Melderegister angemeldet. 

Nachdem die Antragsgegnerin wegen des noch anhängigen Beschwerdeverfahrens von 

dem Versiegelungstermin am …. November 2025 abgesehen hatte, kündigte sie mit 

Schreiben vom …. Dezember 2025 die Versiegelung für den …. Januar 2026 an. 

Einen Antrag des Antragstellers, gemäß § 28 Abs. 4 HmbVwVG die Vollstreckung u.a. zur 

Vermeidung einer vermeintlich drohenden Obdachlosigkeit der Bewohner einstweilig 
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einzustellen, lehnte sie mit Bescheid vom …. Januar 2026 mit näheren Ausführungen ab 

und wies darauf hin, dass der Antragsteller bis zum …. Januar 2026 die erforderlichen 

Maßnahmen ergriffen und benötigte Gegenstände aus den Räumlichkeiten entfernt haben 

solle.  

Am …. Januar 2026 versiegelte die Antragsgegnerin das streitgegenständliche Gebäude 

durch Anbringen eines Klebesiegels an der Eingangstür in Gegenwart des dort 

angetroffenen Antragstellers. Der Antragsteller überreichte den Bediensteten der 

Antragsgegnerin ein Schreiben, mit dem ausführte: 

„[…] Die Adresse X-Straße … Hamburg ist nicht meine Wohnung. Es handelt sich 
hierbei um die eigene Mietwohnung von Frau A. Diese Adresse steht in keinerlei 
tatsächlichem oder rechtlichem Zusammenhang mit mir. Ich lebe dort seit etwa 7 bis 
8 Jahren weder tatsächlich noch offiziell. Entsprechend stellt diese Adresse für mich 
keine realistisch nutzbare Wohn- oder Ausweichmöglichkeit dar.“ 

Die Antragsgegnerin erteilte dem Antragsteller schriftlich eine Bestätigung der Versiegelung, 

in dem sie die Auswahl der Maßnahme näher begründete. 

Am …. Januar 2026 erhob der Antragsteller Widerspruch gegen die Versiegelung. 

Am …. Januar 2026 hat er um einstweiligen Rechtsschutz gegen die Versiegelung 

nachgesucht und stützt sich u.a. darauf, dass die Versiegelung zum jetzigen Zeitpunkt 

unverhältnismäßig sei, weil dem Antragsteller und seinen Kindern B und C akut die 

Obdachlosigkeit drohe. Seine Lebensgemeinschaft mit Frau A sei im Zeitraum Oktober bis 

November 2025 zerbrochen, die Wohnung in der X-Straße keine verfügbare 

Ausweichmöglichkeit, zumal seine Kinder vereinbarungsgemäß bei ihm wohnten, weil dies 

nach Einschätzung der Eltern dem Kindeswohl am besten diene. 

Der Antragsteller beantragt, 

1) die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers 

vom …. Januar 2026 gegen die am …. Januar 2026 vorgenommene Versiegelung 

seines Wohngebäudes auf dem Grundstück … in Hamburg-… anzuordnen und 

2) die Aufhebung der Vollziehung der im Antrag zu 1) genannten Versiegelung 

anzuordnen. 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

die Anträge vom 16. Januar 2026 abzulehnen. 
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Sie tritt den Ausführungen des Antragstellers entgegen. 

 

II. 

1. Der Antrag hat keinen Erfolg. 

a. Der Antrag ist gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1, 1. Alt., Satz 3, Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO 

i.V.m. § 29 Abs. 1 HmbVwVG statthaft und auch sonst zulässig. 

Insbesondere handelt es sich bei einer amtlichen Versiegelung, die wie hier durch 

Befestigung eines Klebe- bzw. Papiersiegels an Türblatt und Türrahmen zwecks 

Verschlusses einer Gebäudeöffnung ihren Ausdruck findet, nach der Rechtsprechung der 

beschließenden Kammer (siehe bereits VG Hamburg, Beschl. v. 14.7.2025, 7 E 4584/25, 

juris Rn. 7) um einen Verwaltungsakt im Sinne des § 35 Satz 1 HmbVwVfG, gegen den 

Rechtsschutz nach § 80 Abs. 4 ff. VwGO i.V.m. § 29 Abs. 1 HmbVwVG gesucht werden 

kann. Das Anbringen des Siegels ist mit einer körperlichen Einwirkung auf die zu 

versiegelnde Sache verbunden und ist insoweit, vollstreckungsrechtlich, unmittelbarer 

Zwang im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 3 HmbVwVG (vgl.u.). Die rechtliche Bedeutung der 

Versiegelung beschränkt sich indes gerade nicht auf diese tatsächliche 

Versiegelungshandlung, die in ihrer physischen Wirkung weitgehend symbolisch bleibt, weil 

das Siegel regelhaft ungeeignet ist, einen tatsächlichen Zugriff auf die versiegelte Sache 

spürbar zu erschweren. Der Sinn der Versiegelung und ihr Wert für die 

Verwaltungsvollstreckung liegt vielmehr – bestimmungsgemäß und den 

Regelungscharakter begründend – darin, den Zugriff auf eine bestimmte Sache konstitutiv 

mit dem in § 136 Abs. 2 StGB strafrechtlich sanktionierten Verbot zu belegen, und den 

Willen des Pflichtigen mit dieser Strafdrohung zu beugen. 

Der Antrag zu 2) kann hiermit gemäß § 80 Abs. 5 Satz 3 VwGO i.V.m. § 29 Abs. 1 

HmbVwVG statthaft verbunden werden. 

 

b. Der Antrag ist unbegründet. 

Bei der vorzunehmenden Abwägung überwiegt das bereits durch das Gesetz abstrakt als 

vorrangig gewichtete öffentliche Vollzugsinteresse auch im konkreten Fall das private 

Interesse des Antragstellers an der Verschonung mit der angefochtenen Versiegelung. 
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Denn bei der im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes gebotenen, aber auch 

ausreichenden summarischen Prüfung erweist sich die Versiegelung als rechtmäßig. 

aa. Die Befugnis zur Vornahme einer Versiegelung wird der Antragsgegnerin durch das 

Vollstreckungsrecht vermittelt. Gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 3 HmbVwVG kann die 

Vollstreckungsbehörde zur Durchsetzung eines Titels, der sich auf eine Handlungs-, 

Duldungs- oder Unterlassungspflicht richtet, u.a. unmittelbaren Zwang anwenden. Zum 

unmittelbaren Zwang gehört dabei die Einwirkung auf Sachen durch körperliche Gewalt, 

worunter jede unmittelbare körperliche Einwirkung zu verstehen ist (vgl. § 18 Abs. 1 und 2 

SOG i.V.m. § 15 Abs. 1 HmbVwVG). Hierunter wiederum fällt auch das Anbringen eines 

amtlichen Siegels (vgl. VG Hamburg, Beschl. v. 14.7.2025, 7 E 4584/25, juris; Beschl. v. 

25.11.2009, 4 E 2812/09, juris; Beschl. v. 18.9.1997, 16 VG 4160/97, juris Rn. 21 [letztere 

beide zum HmbVwVG a.F.]). Spezifisch bezogen auf bauaufsichtsrechtliche Maßnahmen 

entfaltet auch § 79 Abs. 2 HBauO 2025 bzw. § 75 Abs. 2 HBauO 2005 keine Sperrwirkung. 

Denn bei der dort vorgesehenen Ermächtigung zur Versiegelung von Baustellen im Falle 

der Missachtung einer Baueinstellungsverfügung handelt es sich um eine eng beschränkte 

Sonderbefugnis für den Zeitraum der Baudurchführung, die eine Versiegelung unabhängig 

vom allgemeinen Vollstreckungsrecht und damit tendenziell unter erleichterten 

Voraussetzungen zulässt, d.h. nicht um eine abschließende Regelung der Zulässigkeit von 

Verwaltungszwang im gesamten Bauaufsichtsrecht. 

bb. Das handelnde Bezirksamt Harburg ist als Vollstreckungsbehörde gemäß § 4 

HmbVwVG zuständig (Abschn. I Abs. 1 Nr. 6 der Anordnung über Vollstreckungsbehörden 

v. 1.6.1999, Amtl.Anz. S. 1457, m.spät.Änd.). Auch sonst ist die Versiegelung formal nicht 

zu beanstanden. 

cc. Die materiellen Voraussetzungen für die Vornahme der Versiegelung sind gegeben. 

(1) Die dadurch vollstreckte, wirksam für sofort vollziehbar erklärte 

Nutzungsuntersagung ist gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 HmbVwVG ein im 

Verwaltungswege vollstreckbarer Titel. Fehlende Bestimmtheit steht dem nicht entgegen. 

Nach der Einschätzung der beschließenden Kammer und des Hamburgischen 

Oberverwaltungsgerichts ist der Bescheid ohne Zweifel als auf das gesamte Wohngebäude 

des Antragstellers bezogen zu verstehen (siehe bereits die ausführlichen Erörterungen in 

den Eilentscheidungen zur Vollziehbarkeit der Nutzungsuntersagung: VG Hamburg, Beschl. 

v. 10.10.2025, 7 E 6836/25, S. … BA; OVG Hamburg, Beschl. v. 4.12.2025, 2 Bs 150/25, 

S. … BA). 



- 9 -  
 
 
 

 
- 10 - 

 

Auf die Rechtmäßigkeit der Nutzungsuntersagung kommt es für das 

Vollstreckungsverfahren nicht an, vgl. § 29 Abs. 2 Satz 1 HmbVwVG. Die Kammer merkt 

indes an, dass – wie sie bereits im Eilverfahren betreffend die Vollziehbarkeit der 

Nutzungsuntersagung festgestellt hat – weiterhin nichts für eine Rechtswidrigkeit der 

Nutzungsuntersagung ersichtlich ist (vgl. Beschl. v. 10.10.2025, 7 E 6836/25, S. … BA; 

ebenso OVG Hamburg, Beschl. v. 4.12.2025, 2 Bs 150/25, S. … BA). 

(2) Die Pflichtigkeit des Antragstellers ergibt sich aus § 9 Abs. 1 Nr. 1 HmbVwVG, weil 

dieser auch – rechtmäßig (vgl.o.) – Adressat der Nutzungsuntersagung vom 5. Juni 2025 

ist. 

(3) Die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 HmbVwVG für den Beginn der Vollstreckung 

sind gegeben: Dem Antragsteller wurde, was nach § 8 Abs. 2 HmbVwVG zulässig ist, 

bereits mit der Nutzungsuntersagung eine Frist zur Befolgung gesetzt – bis 30. Juni 2025 –, 

die im Zeitpunkt der Vornahme der Versiegelung seit mehr als einem halben Jahr 

abgelaufen war. Die Nutzungsuntersagung enthielt unter Nr. … auch den vorgeschriebenen 

allgemeinen Hinweis auf die Anwendung von Zwangsmitteln. 

(4) Die besonderen Voraussetzungen der Anwendung unmittelbaren Zwangs liegen 

ebenfalls vor. Insbesondere wurde das Erfordernis der vorherigen Androhung 

unmittelbaren Zwangs aus § 22 Abs. 1 Satz 1 SOG i.V.m. § 15 Abs. 1 HmbVwVG gewahrt. 

Die Durchführung einer Versiegelung wurde dem Antragsteller – über ungefähr ein halbes 

Jahr hinweg – mehrfach, zuletzt am …. Dezember 2025 für den …. Januar 2026 

angekündigt; diese Ankündigung wurde mit Schreiben vom …. Januar 2026 nochmals 

bekräftigt. 

Die besonderen Vorschriften des § 18 HmbVwVG betreffend die Zwangsräumung sind hier 

hingegen nicht anwendbar, weil die zur Prüfung stehende Zwangsmaßnahme, die 

Anbringung eines amtlichen Siegels, nicht darauf gerichtet ist, den Sachbesitz des 

Antragstellers aufzuheben; im Übrigen hatte der Antragsteller das versiegelte Gebäude 

vorab ohne Zwang verlassen, vgl. das Protokoll über den Versiegelungstermin). Abgesehen 

davon wäre das nach § 18 Abs. 1 HmbVwVG vorgeschriebene Erfordernis einer 

Ankündigung mit angemessener Frist hier ebenfalls gewahrt. 

(5) Der Prüfung des Gerichts gemäß § 114 Satz 1 VwGO unterliegende 

Ermessensfehler bei der Auswahl und Anwendung des Zwangsmittels sind nicht ersichtlich. 

Insbesondere ist die Vollstreckung durch Versiegelung im Zeitpunkt ihrer Vornahme nicht 

als unverhältnismäßig anzusehen gewesen. 
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Das hamburgische Verwaltungsvollstreckungsrecht schreibt keinen grundsätzlichen 

Vorrang der Festsetzung von Zwangsgeldern vor dem Einsatz unmittelbaren Zwangs vor 

(anders § 12 VwVG für die Vollstreckung durch Bundesbehörden). Bei der Auswahl des 

Zwangsmittels im Konkreten ist sodann insoweit einerseits zu berücksichtigen, dass die 

Versiegelung von Räumlichkeiten zur Durchsetzung des dauernden Gebots, die Nutzung 

zu unterlassen, aufgrund der hohen Empfindlichkeit gegenüber Strafdrohungen und der 

einfachen Überprüfbarkeit der Befolgung eine besonders hohe Effektivität verspricht. 

Andererseits ist zu berücksichtigen, dass die Versiegelung in solchen Fällen die sonstige 

Rechtssphäre des Pflichtigen (d.h. abgesehen von der Belastung mit der durchzusetzenden 

Pflicht) regelmäßig weniger intensiv beeinträchtigt als die Zahlung eines verwirkten 

Zwangsgelds und die im Zusammenhang mit der Festsetzung eines Zwangsgelds 

notwendige regelmäßige Nachschau durch Bedienstete der Bauaufsichtsbehörde auf 

einem Privatgrundstück. Vor diesem Hintergrund ist nicht zu beanstanden, dass die 

Antragsgegnerin die Auswahl der Versiegelung auch im vorliegenden Fall im Sinne der 

Verhältnismäßigkeitsprüfung als erforderlich, d.h. als das mildeste gleich geeignete Mittel, 

und auch als dem Zweck angemessen angesehen hat. Im Hinblick auf den bisherigen 

schwerwiegenden Rechtsungehorsam des Antragstellers war eine Befolgung des 

Nutzungsverbots allein durch Wiederholung der Zwangsgeldfestsetzung bzw. 

Vollstreckung des bereits verwirkten Zwangsgelds nicht zu erwarten. Gegen den 

Antragsteller wurde bereits mit dem Nutzungsuntersagungsbescheid vom 5. Juni 2025 ein 

Zwangsgeld in Höhe von … Euro bedingt festgesetzt; dieses wurde durch ihn sodann durch 

die fortgesetzte Nutzung verwirkt. Mit der hierauf bezogenen Zahlungsaufforderung wurde 

unter dem …. September 2025 ein weiteres Zwangsgeld in Höhe von … Euro festgesetzt; 

auch dieses wurde durch den Antragsteller verwirkt. Ohne Wirkung auf den Antragsteller 

geblieben ist überdies der Umstand, dass die Antragsgegnerin dem Antragsteller vor der 

Durchführung der Versiegelung eine solche insgesamt vier Mal angekündigt hatte. 

Dieser Rechtsungehorsam wiegt auch deshalb besonders schwer, weil einerseits hinzu 

kommt, dass der Antragsteller nicht nur seit Juni 2025 vollziehbar zur Nutzungsaufgabe 

verpflichtet ist, sondern überdies nach dem Erkenntnisstand des Eilverfahrens seit 

anderthalb Jahren bestandskräftig in der Pflicht steht, das Wohngebäude abzubrechen. Die 

Beseitigung wurde ihm durch Bescheid der Antragsgegnerin vom …. März 2024 

aufgegeben, ein fristgemäßer Widerspruch (§ 70 Abs. 1 VwGO) hiergegen ist nicht zu 

verzeichnen. Soweit der Antragsteller sich später, frühestens mit am …. Juni 2024 bei der 

Antragsgegnerin eingegangenem Schreiben, gegen diesen Bescheid gewendet hat, und 

sich hierzu, soweit ersichtlich, erstmals mit Anwaltsschreiben vom …. September 2024 
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darauf berufen hat, er habe ein auf den …. 2024 datiertes Widerspruchsschreiben am 

selben Tag bei einer Postagentur abgegeben, dann aber am …. Juli 2024 unter Verweis, 

der Brief habe dort aufgrund eines Unfalls mehrere Monate gelegen, zurückerhalten, ist ihm 

eine Wiedereinsetzung absehbar nicht zu gewähren. Denn die Wiedereinsetzung in die 

Widerspruchsfrist setzt gemäß § 60 Abs. 2 i.V.m. § 70 Abs. 2 VwGO unter anderem voraus, 

dass der Wiedereinsetzungsantrag binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu 

stellen ist. Die Tatsachen zur Begründung der Wiedereinsetzung, die auch von Amts wegen 

gewährt werden kann, können zwar noch im Laufe des Wiedereinsetzungsverfahrens 

glaubhaft gemacht werden; der die Wiedereinsetzung rechtfertigende 

Wiedereinsetzungsgrund ist jedoch innerhalb der Wiedereinsetzungsfrist zumindest der 

Sache nach zu bezeichnen (vgl. Buchheister, in: Wysk, VwGO, 4. Aufl. 2025, § 60 Rn. 17). 

Diese Frist hat der Antragsteller schon gemäß seinem eigenen Vorbringen versäumt, da 

ihm jedenfalls am …. Juli 2024 bekannt geworden sein musste, dass er noch keinen 

wirksamen Widerspruch erhoben hatte und er zugleich in die Lage gesetzt war, den Grund 

für das Fristversäumnis zu bezeichnen, er sich jedoch erst deutlich mehr als einen Monat 

später an die Beklagte gewandt hat. Dass ihm wiederum Wiedereinsetzung in die 

Wiedereinsetzungsfrist zu gewähren sein könnte, ist angesichts der schon damals 

bestehenden anwaltlichen Beratung des Antragstellers nicht entfernt ersichtlich. Auf die 

Frage, ob das Vorbringen des Antragstellers bzw. die von ihm vorgelegten angeblichen 

Angaben der „Postagentur“ im Zusammenhang mit dem Misslingen der Zustellung seines 

angeblichen Widerspruchsschreibens glaubhaft sind, kommt es deshalb nicht an. 

Trotz der vielfachen Pflichtenmahnung über einen langen Zeitraum hinweg war nicht zu 

erkennen, dass der Antragsteller eine Nutzungsaufgabe auch nur vorbereitet hat. Vielmehr 

hat er noch nach Ergehen der Nutzungsuntersagung veranlasst bzw. zugelassen, dass für 

seine Kinder B und C das streitgegenständliche Wohngebäude als alleinige Wohnung im 

Melderegister eingetragen wurde. Schließlich hat er auch von jedem tauglichen Versuch 

abgesehen, bei der Antragsgegnerin eine Legalisierung des Gebäudes zu erwirken, was 

jedenfalls einen Bauantrag vorausgesetzt hätte, den der Antragsteller zu keinem Zeitpunkt 

(sei es vor der Errichtung, sei es im Zusammenhang mit der Beseitigungsanordnung, sei 

es im Zusammenhang mit der Nutzungsuntersagung) gestellt hat. 

Soweit der Antragsteller vorbringt, die Antragsgegnerin habe von einer Vollstreckung 

absehen müssen, weil sie Wohnnutzungen in der Umgebung des streitgegenständlichen 

Grundstücks über Jahrzehnte geduldet habe und sein Vertrauen in die materielle 

Rechtmäßigkeit des Gebäudes ungeachtet des Umstands, dass er dafür keine 

Baugenehmigung eingeholt habe, schutzwürdig sei, dass die Antragsgegnerin 
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gleichheitswidrig nur gegen sein, nicht aber gegen andere Wohngebäude in der Umgebung 

einschreite und dass ein Wohnungswechsel für seinen Sohn B aus medizinischen Gründen 

unzumutbar sei, richten sich seine Einwendungen in der Sache nicht gegen die 

Vollstreckung, sondern gegen das Nutzungsverbot als solches, d.h. gegen die zu 

vollstreckende Grundverfügung. Dieses ist hier nicht (nochmals) auf seine Rechtmäßigkeit 

zu prüfen, vgl. § 29 Abs. 1 HmbVwVG. Nur ergänzend sei darauf verwiesen, dass diese 

Argumentation des Antragstellers im zugehörigen Eilverfahren betreffend die 

Nutzungsuntersagung Berücksichtigung gefunden hat, jedoch ohne Erfolg geblieben ist 

(VG Hamburg, Beschl. v. 10.10.2025, 7 E 6836/25, S. … BA; OVG Hamburg, Beschl. v. 

4.12.2025, 2 Bs 150/25, S. … BA). 

Soweit der Antragsteller die Versiegelung schließlich für unverhältnismäßig hält, weil 

dadurch die derzeitigen Bewohner – angeblich der Antragsteller sowie seine beiden Kinder 

B und C – spezifisch durch den Zeitpunkt der Vollstreckung akut der Obdachlosigkeit 

ausgesetzt würden, überzeugt sein Vorbringen nicht ansatzweise. Dies gilt unabhängig von 

der Frage, ob dieser Vortrag, der in der Sache auf einen Vollstreckungsaufschub abgeht 

(vgl. die Ausführungen auf S. 23 f. der Antragsschrift), nur unter den engen 

Voraussetzungen eines Anspruchs auf einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung 

gemäß § 28 Abs. 4 Satz 1 HmbVwVG beachtlich wäre. Immerhin hat die 

Vollstreckungsbehörde die Vollstreckung nach dieser Vorschrift nur dann einstweilen 

einzustellen, wenn und soweit im Einzelfall die Vollstreckung auch unter Berücksichtigung 

der öffentlichen Belange wegen ganz besonderer Umstände eine unbillige Härte für die 

pflichtige Person bedeutet, die einen vorübergehenden Aufschub oder eine Einstellung der 

Vollstreckung unabweisbar erscheinen lässt. Denn die beschließende Kammer kann 

bereits nicht erkennen, dass die Genannten aufgrund der Vollstreckung tatsächlich akut 

von Obdachlosigkeit bedroht wären. 

Die Argumentation des Antragstellers beruht insoweit auf der Behauptung, dass eine 

Ausweichmöglichkeit in Gestalt der Wohnung in der X-Straße … nicht mehr bestehe, weil 

es sich dabei um eine Wohnung von Frau A, der Mutter von B und C, handele und die 

Lebensgemeinschaft des Antragstellers mit dieser kürzlich zerbrochen sei. Der 

Antragsteller und sie hätten sich darauf geeinigt, dass es für das Kindeswohl derzeit das 

Beste sei, wenn die beiden Kinder bei dem Antragsteller wohnten. 

Dies kann schon deshalb nicht zur Annahme der Gefahr der Obdachlosigkeit führen, weil 

die beschließende Kammer dem Antragsteller diese Behauptung aufgrund seines und der 

Frau A uneinheitlichen, beliebig wirkenden Vorbringens zur Wohnsituation nicht zu glauben 
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vermag. So versicherte der Antragsteller (wie auch Frau A) im Eilverfahren betreffend die 

Nutzungsuntersagung am …. September 2025 an Eides statt, dass die Familie („wir“) noch 

eine Wohnung an der X-Straße … habe; diese Wohnung könne zwar grundsätzlich genutzt 

werden, was aber bei den Kindern aus gesundheitlichen Gründen als unzweckmäßig 

ausscheide. Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Verfahren erklärt der Antragsteller 

hingegen, dass diese „Adresse […] in keinerlei tatsächlichem oder rechtlichem 

Zusammenhang mit [ihm stehe]. [Er] lebe dort seit 7 bis 8 Jahren weder tatsächlich noch 

offiziell“. Im Übrigen sind auch anderweitig unzutreffende bzw. widersprüchliche Angaben 

des Antragstellers zu seiner Wohnsituation aktenkundig. So hat er noch in seinem 

Widerspruchsschreiben vom …. Juni 2025 (betreffend die Nutzungsuntersagung) vortragen 

lassen, er habe die streitgegenständliche Nutzung bereits eingestellt. Auch mit Schriftsatz 

vom …. Juli 2025 machte er gegenüber der Antragsgegnerin geltend, die Nutzung der 

streitgegenständlichen Parzelle beschränke sich auf eine Kleingartennutzung. Bereits mit 

Schriftsatz vom …. August 2025 machte er wiederum geltend, dass die Parzelle „der 

einzige Wohnsitz der Familie …“ sei, das Gebäude werde von ihm „und seiner Familie, und 

zwar seiner Ehefrau und seinem Sohn bewohnt.“ Frau A gab wiederum gegenüber 

Bediensteten der Antragsgegnerin am …. September 2025 an, sie lebe [auf den 

streitgegenständlichen Parzellen] mit ihren Kindern und eine andere Unterkunft stehe nicht 

zur Verfügung. 

Aber auch ungeachtet dessen, d.h. selbst wenn man das neue Vorbringen, dass der 

Antragsteller und Frau A nunmehr in Trennung lebten, als wahr unterstellte, wäre eine akute 

Gefahr der Obdachlosigkeit nicht anzunehmen. Dies gilt für die Kinder des Antragstellers 

schon unter dem Gesichtspunkt, dass jedenfalls diese – zumindest zur Vermeidung von 

Obdachlosigkeit – von der dazu auch familienrechtlich unterhaltsverpflichteten Mutter 

aufzunehmen wären. Anders als der Antragsteller und Frau A es ausweislich des 

Antragsvorbringens zu bewerten vorgeben, wäre es für das Kindeswohl offensichtlich nicht 

das Beste, durch eine entsprechend ausgestaltete Sorgevereinbarung der Obdachlosigkeit 

ausgesetzt zu werden. Dass bzw. weshalb es dem Antragsteller nicht möglich sein sollte, 

eine Obdachlosigkeit akut ggfls. unter Zuhilfenahme kurzzeitiger privater oder öffentlicher 

Unterkünfte, für die ihm die Antragsgegnerin die Zugangsmöglichkeit zugesichert hat, zu 

vermeiden, ist ebenfalls nicht ersichtlich. 

Soweit die Antragsgegnerin mit ihrer Stellungnahme vom …. Januar 2026 substantiiert 

darauf hinweist, es gebe Anhaltspunkte, wonach dem Antragsteller ohnehin eine weitere, 

ebenfalls in Harburg gelegene Wohnung zur Verfügung steht, hält die Kammer diese 
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Indizien für schlüssig. Weil sich die Versiegelung aber unabhängig davon als 

verhältnismäßig erweisen dürfte (vgl.o.), kommt es hierauf nicht mehr an. 

Der Zeitpunkt der Vollstreckung erscheint auch ansonsten nicht unangemessen, da dem 

Antragsteller im Hinblick auf den über 6-monatigen Zeitraum seit Erlass und Vollziehbarkeit 

der Nutzungsuntersagung jedenfalls insgesamt hinreichend Zeit zur Verfügung stand, seine 

privaten und familiären Angelegenheiten vorsorglich zu ordnen. 

 

2. Die Kostenentscheidung folgt auf § 154 Abs. 1 VwGO. 

 

3. Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 53 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 52 Abs. 1 GKG und 

berücksichtigt den das Gericht nicht bindenden, aber als sachgerecht erachteten Vorschlag 

in Nr. 1.7.1 Satz 1 des so genannten Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 

in der Fassung der im Februar 2025 beschlossenen Änderungen. Der sich daraus 

ergebende Betrag ist im Eilverfahren in Anlehnung an Nr. 1.5 des Streitwertkatalogs 

wiederum zu halbieren. 


